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DATENSCHUTZ UND
VIDEOÜBERWACHUNG

§ 6b BDSG: Beobachtung öffentlich
zugänglicher Räume mit optisch-
elektronischen Einrichtungen

(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher
Räume mit optisch-elektronischen
Einrichtungen (Videoüberwachung) ist nur
zulässig, soweit sie

1. zur Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellen,

2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder

3. zur Wahrnehmung berechtigter
Interessen für konkret festgelegte Zwecke

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte
bestehen, dass schutzwürdige Interessen
der Betroffenen überwiegen.

(2) Der Umstand der Beobachtung und die
verantwortliche Stelle sind durch geeignete
Maßnahmen erkennbar zu machen.

(3) Die Verarbeitung oder Nutzung von nach
Absatz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn
sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks
erforderlich ist und keine Anhaltspunkte
bestehen, dass schutzwürdige Interessen
der Betroffenen überwiegen. Für einen
anderen Zweck dürfen sie nur verarbeitet
oder genutzt werden, soweit dies zur
Abwehr von Gefahren für die staatliche und
öffentliche Sicherheit sowie zur Verfolgung
von Straftaten erforderlich ist.

(4) Werden durch Videoüberwachung
erhobene Daten einer bestimmten Person
zugeordnet, ist diese über eine Verarbeitung
oder Nutzung entsprechend den §§ 19a und
33 zu benachrichtigen.

(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen,
wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht
mehr erforderlich sind oder schutzwürdige
Interessen der Betroffenen einer weiteren
Speicherung entgegenstehen.
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WIE EINE DATENSCHUTZ-AUFSICHTSBEHÖRDE
DAS THEMA VIDEOÜBERWACHUNG BEWERTET
Videoüberwachung läßt sich datenschutz-
rechtlich wie folgt bewerten:

● Jede Videoüberwachung ist ein Eingriff
in das Persönlichkeitsrecht, denn alle
Menschen haben das Grundrecht, sich
in der Öffentlichkeit zu bewegen, ohne
dass ihr Verhalten durch Kameras
aufgezeichnet wird.

● Die Videoüberwachung erfasst unver-
meidbar völlig unverdächtige
Menschen mit ihren individuellen
Verhaltensweisen.

● Daher ist Videoüberwachung immer
begründungsbedürftig und darf immer
nur offen erfolgen, sie ist stets auf das
notwendige Maß zu beschränken und
bedarf in zeitlicher Hinsicht der
regelmäßigen Überprüfung (jährliche
Evaluationspflichten).

● Vor der Einrichtung einer Videoüber-
wachung müssen alle Alternativen
hierzu geprüft und bewertet werden.
Videoüberwachung kann nur die ultima
ratio sein.

● Jede Einrichtung einer Videoüber-
wachung muss der datenschutzrecht-
lichen Vorabkontrolle unterzogen
werden (§ 4d Abs. 5 BDSG), gleichzeitig
ist die Berufung eines behördlichen
bzw. betrieblichen Datenschutz-
beauftragten vor Installation der
Videoüberwachung verpflichtend.

● Der Zweck der Videoüberwachung
muss konkret vor Beginn der
Überwachung schriftlich festgelegt
werden.

● Während der
Videoüber-
wachung müssen
die Zweck-
bindung, die
differenzierte Ab-
stufung zwischen
Aufnahmearten,
die deutliche Erkennbarkeit der
Videoüberwachung sowie die Löschung
der Daten binnen kurzer Fristen (48
Stunden) strikt und dauerhaft
sichergestellt werden.

● Rechtskonforme Videoüberwachung ist
planungsintensiv, kostspielig, auf-
wändig und nur begrenzt effektiv.
Videoüberwachung ist nur bei
optimaler technischer und personeller
Ausführung erfolgversprechend und
nur dann verhältnismäßig.

● Die Beweislast für die Zulässigkeit der
Videoüberwachung liegt bei den
Betreiberinnen und Betreibern.

● Die flächendeckende Videoüber-
wachung muss verhindert werden, da
die Gefahr besteht, dass diese
Entwicklung zu einer Überwachungs-
infrastruktur führt.

● Mögliche Rechtsverletzungen werden
als Ordnungswidrigkeit mit hohen
Bußgeldern verfolgt, können aus
personellen Gründen jedoch nur
unzureichend staatlich geahndet
werden (Vollzugsdefizit).

Quelle:  Tätigkeitsbereicht des LfDI
Rheinland-Pfalz vom 22.05.2014
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§ 1 BDSG: Zweck und Anwendungsbereich

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den
Einzelnen davor zu schützen, dass er durch
den Umgang mit seinen
personenbezogenen Daten in seinem
Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird.

(2) Dieses Gesetz gilt für die Erhebung,
Verarbeitung und Nutzung
personenbezogener Daten durch 1.
öffentliche Stellen des Bundes, 2.
öffentliche Stellen der Länder, soweit der
Datenschutz nicht durch Landesgesetz
geregelt ist und soweit sie  a)  Bundesrecht
ausführen oder b)  als Organe der
Rechtspflege tätig werden und es sich nicht
um Verwaltungsangelegenheiten handelt,
3.  nicht-öffentliche Stellen, soweit sie die
Daten unter Einsatz von
Datenverarbeitungsanlagen verarbeiten,
nutzen oder dafür erheben oder die Daten
in oder aus nicht automatisierten Dateien
verarbeiten, nutzen oder dafür erheben, es
sei denn, die Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung der Daten erfolgt ausschließlich
für persönliche oder familiäre Tätigkeiten.

 § 27 BDSG: Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes
finden Anwendung, soweit personen-
bezogene Daten unter Einsatz von
Datenverarbeitungsanlagen verarbeitet,
genutzt oder dafür erhoben werden oder
die Daten in oder aus nicht automatisierten
Dateien verarbeitet, genutzt oder dafür
erhoben werden durch

1.  nicht-öffentliche Stellen,

2.  a)  öffentliche Stellen des Bundes, soweit
sie als öffentlich-rechtliche Unternehmen
am Wettbewerb teilnehmen,

b)  öffentliche Stellen der Länder, soweit sie
als öffentlich-rechtliche Unternehmen am
Wettbewerb teilnehmen, Bundesrecht
ausführen und der Datenschutz nicht durch
Landesgesetz geregelt ist.

Dies gilt nicht, wenn die Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung der Daten
ausschließlich für persönliche oder
familiäre Tätigkeiten erfolgt. In den Fällen
der Nummer 2 Buchstabe a gelten anstelle
des § 38 die §§ 18, 21 und 24 bis 26.

(2) Die Vorschriften dieses Abschnittes
gelten nicht für die Verarbeitung und
Nutzung personenbezogener Daten
außerhalb von nicht automatisierten
Dateien, soweit es sich nicht um
personenbezogene Daten handelt, die
offensichtlich aus einer  automatisierten
Verarbeitung entnommen worden sind.

In einem allseits beachteten Urteil vom
11.12.2014, Aktenzeichen  C-212/13, hat
der Europäische Gerichtshof im
Grundsatz bestätigt, dass der Einsatz von
Videoüberwachung, auch für private
Zwecke, nur unter strengen Voraus-
setzungen rechtskonform ist.

Die Umstände

Bis 2008 setzte Herr R. eine Kamera ein,
die er unterhalb des Dachgesimses des
Hauses seiner Familie angebracht hatte.
Sie war fest installiert, nicht schwenkbar
und zeichnete den Eingang seines
Hauses, den öffentlichen Straßenraum
sowie den Eingang des gegen-
überliegenden Hauses auf. Die Anlage
ermöglichte nur eine Videoaufzeichnung
auf einer kontinuierlichen Speicher-
vorrichtung, der Festplatte. Sobald deren
Kapazität erreicht war, wurde die
vorhandene Aufzeichnung mit einer
neuen überschrieben. Die Aufzeich-
nungsvorrichtung hatte keinen Bild-
schirm, so dass das Bild nicht in Echtzeit
betrachtet werden konnte. Allein Herr R.
hatte unmittelbaren Zugang zu der
Anlage und den aufgezeichneten Daten.

Das vorlegende Gericht führt aus,
einziger Grund für den Betrieb dieser
Kamera durch Herrn R. sei es gewesen,
das Eigentum, die Gesundheit und das
Leben seiner selbst und seiner Familie zu
schützen. Sowohl er selbst als auch seine
Familie waren nämlich während
mehrerer Jahre Ziel von Angriffen eines
Unbekannten gewesen, der nicht hatte
entlarvt werden können. Darüber hinaus
waren die Fenster des Hauses seiner
Familie in der Zeit zwischen 2005 und
2007 mehrfach eingeschlagen worden. In
2007 fand ein weiterer Angriff statt. Eine
Fensterscheibe des Hauses wurde mittels
einer Schleuder beschossen und zerstört.
Dank der Videoüberwachungsanlage
konnten zwei Verdächtige identifiziert
werden. Die Aufzeichnungen wurden der
Polizei übergeben und anschließend im
Rahmen des eingeleiteten Straf-
verfahrens verwertet.

Einer der Verdächtigen beantragte die
Überprüfung der Rechtmäßigkeit des
Überwachungssystems von Herrn R.. Die
nationale Datenschutzaufsichtsbehörde
stellte daraufhin in 2008 fest, dass Herr R.
Zuwiderhandlungen  begangen habe und
verhängte Auflagen, gegen die Herr R.
vor dem Stadtgericht Prag Rechtsmittel

einlegte, die jedoch 2012 zurückge-
wiesen wurden. Das Oberste Ver-
waltungsgericht, vor dem Beschwerde
eingelegt wurde, hatte beschlossen, das
Verfahren auszusetzen und dem
Gerichtshof folgende Frage zur
Vorabentscheidung vorzulegen:

Kann der Betrieb eines
Kamerasystems, das an einem

Einfamilienhaus zum Zweck des Schutzes
des Eigentums, der Gesundheit und des
Lebens der Besitzer des Hauses
angebracht ist, unter die Verarbeitung
personenbezogener Daten, „die von
einer natürlichen Person zur Ausübung
ausschließlich persönlicher oder
familiärer Tätigkeiten vorgenommen
wird“, im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der
Richtlinie 95/46 gefasst werden, obschon
dieses System auch den öffentlichen
Raum überwacht?

Das Urteil in den wichtigsten Punkten

● Das von einer Kamera aufgezeichnete
Bild einer Person fällt daher unter den
Begriff der personenbezogenen Daten
im Sinne von Art. 2 Buchst. a der
Richtlinie 95/46, sofern es die
Identifikation der betroffenen Person
ermöglicht.

● Eine Überwachung – wie im
Ausgangsverfahren – mittels einer
Videoaufzeichnung von Personen auf
einer kontinuierlichen Speicher-
vorrichtung, der Festplatte, stellt eine
automatisierte Verarbeitung
personenbezogener Daten gemäß Art.
3 Abs. 1 der Richtlinie 95/46 dar.

● Soweit sich eine Videoüberwachung
wie die im Ausgangsverfahren in
Rede stehende auch nur teilweise auf
den öffentlichen Raum erstreckt und
dadurch auf einen Bereich außerhalb
der privaten Sphäre desjenigen
gerichtet ist, der die Daten auf diese
Weise verarbeitet, kann sie nicht als
eine ausschließlich „persönliche oder
familiäre“ Tätigkeit im Sinne von Art.
3 Abs. 2 zweiter Gedankenstrich
der Richtlinie 95/46 angesehen
werden.

Quelle:
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?lan
guage=de&jur=C,T,F&num=C-212/13

EUGH-URTEIL ZUM EINSATZ PRIVATER
VIDEOÜBERWACHUNG
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